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EU-DLR

Ausrichtung am Kunden
Die EU-Dienstleistungsrichtlinie ist Anstoß zur Verwaltungsmodernisierung und Zwang 
zur Verwaltungsreform. E-Government erlangt in diesem Zusammenhang den Status als 
verpflichtendes Grundelement und Leitbild der Verwaltung von morgen.

ienstleister sind durch 
das Wirtschaftsverwal-

tungsrecht zahlreichen 
Formalitäten ausgesetzt, die trotz 
ihres formellen Charakters mate-
riell behindernd wirken. Der mit 
dem Auffinden der zuständigen 
Stelle im Behördendschungel des 
Aufnahmestaates verbundene 
Aufwand ist vor allem für kleine 
und mittlere Unternehmen der-
art abschreckend, dass sie keine 
grenzüberschreitenden Aufträge 
annehmen. Sowohl die Ausgestal-
tung der Genehmigungsverfahren 
als auch die Vorgaben des materi-
ellen Rechts stellen ein Hemmnis 
für einen freien Dienstleistungs-
markt dar. Die EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie (EU-DLR) greift 
beide Aspekte auf und verfolgt 
das Ziel, deren wettbewerbshem-
mende Wirkung sektorenüber-
greifend zu beseitigen. Hierzu 
werden dem nationalen Recht 
umfangreiche Vorgaben für die 
Ausgestaltung des Verwaltungs-
verfahrens gemacht; allen voran 
wird die Errichtung Einheitlicher 
Ansprechpartner (EAP) sowie die 
flächendeckende Einführung elek-
tronischer Kommunikation ver-
pflichtend. Die Richtlinie widmet 
sich zudem der Harmonisierung 
der rechtlichen Anforderungen an 
die Niederlassung und Dienstleis-
tungserbringung. 
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Elektronische Vorgänge entlasten Dienstleister.

Dieses gemeinschaftsrechtlich 
verpflichtende Programm hat in 
Politik, Verwaltungspraxis, Wissen-
schaft und Wirtschaft bisher nicht 
die Beachtung gefunden, die ihm 
gebührt. Eine verengte Diskussion 
um das Herkunftslandprinzip hat 
den Blick auf die mit der Richtlinie 
verbundenen Chancen versperrt. 
Diesem Umstand geschuldet wurde 
das Projekt „Die Umsetzung der 
EU-Dienstleistungsrichtlinie in der 
deutschen Verwaltung“ initiiert, 
das am Lorenz-von-Stein-Institut 
für Verwaltungswissenschaften 
durchgeführt wird. Erste Ergeb-
nisse konnten im Dezember 2007 
vorgestellt werden. Die Veröffent-
lichung bietet einerseits einen 
Überblick über die wesentlichen 
Inhalte der Richtlinie und wid-
met sich andererseits vertieft den 
grundlegenden Fragen der Umset-
zung. Dazu gehört die Auslegung 
des personellen und sachlichen 
Anwendungsbereichs ebenso wie 
Lösungsansätze zur Einführung des 
EAP und der gemeinschaftsweiten 
Verwaltungszusammenarbeit. Das 
Projekt verfolgt dabei keinen rein 
wissenschaftlich-theoretischen 
Ansatz, sondern setzt darauf, die 
Forschungsergebnisse frühzeitig 
und sukzessive in die praktische 
Umsetzung einzuspeisen. So wur-
de beispielsweise die Erarbeitung 
eines Anforderungsprofils für den 

EAP vom Bund-Länder-Ausschuss 
Dienstleistungswirtschaft unter-
stützt. In einer nächsten Phase 
werden die Rechtsfragen der IT-
Umsetzung herauszuarbeiten sein. 

Die Forschungsergebnisse lassen 
eine Veränderung der überkom-
menen Behördenstrukturen und 
eine zunehmende Ausrichtung an 
der Kundenperspektive erwarten. 
Im Mittelpunkt steht der EAP, 
dessen Tätigkeit nicht nur auf die 
Umsetzung der Richtlinie begrenzt 
bleiben soll. Vielmehr ist die Imp-
lementierung eines neuen Verfah-
renstypus beabsichtigt. Auch die 
Ausgestaltung im Detail muss den 
Mehrwert für die Adressaten im 
Blick behalten. Hierzu sind dem 
EAP Durchsetzungsmöglichkeiten 



Elektronische Vorgänge entlasten Dienstleister.

gegenüber den zuständigen Be-
hörden einzuräumen. Andererseits 
hat sich die Organisation des EAP 
selbst dem Ziel der Verwaltungsmo-
dernisierung unterzuordnen. Daher 
bietet sich eine koordinierende 
Stelle in gemeinsamer Trägerschaft 
von Land, Kommunen, Indus-
trie- und Handelskammer sowie 
Handwerkskammer an. Die elek-
tronische Verfahrensabwicklung ist 
zukünftig nicht nur für klassische 
Gründungsverfahren verpflichtend, 
sondern es wird eine umfassen-
de Begleitung der gewerblichen 
Wirtschaft, der freien Berufe und 
des Handwerks in elektronischer 
Form sichergestellt. Aufgrund der 
Schwierigkeiten, dienstleistungs-
spezifische von sonstigen Verfahren 
abzugrenzen, ist der sachliche An-
wendungsbereich weit zu fassen. 
Nur so kann der EAP einschließlich 
der elektronischen Abwicklung zu 
einem effektiven Instrument ausge-
baut werden. Gleiches gilt für den 
personellen Anwendungsbereich. 
Die Einbeziehung inländischer 
Dienstleistungserbringer ist wirt-
schaftspolitisch zwingend, aber 
auch gemeinschafts- und verfas-
sungsrechtlich geboten.

Die EU-DLR ist also mit um-
fassenden gesetzgeberischen, 
technischen und organisatorischen 
Änderungen verbunden, die weit 
über den konkreten Anlass hin-
ausreichen werden. Der Richtlinie 
kommt die Funktion eines Kata-
lysators für andere Projekte der 
Verwaltungsmodernisierung und 
Entbürokratisierung zu. Derartige 
Vorhaben rücken daher in den Fo-
kus der wissenschaftlichen Diskus-
sion und der politischen Entschei-
dung. Sie sind auf ein kohärentes 
Zusammenspiel mit den Richtli-
nienvorgaben zu untersuchen und 

gegebenenfalls weiterzuentwi-
ckeln. Zu nennen ist zunächst das 
E-Government. Die elektronische 
Interaktion ist nicht mehr nur die 
Idee von Verwaltungsmodernisie-
rern, sondern wird verpflichtendes 
Grundelement und Leitbild der 
zukünftigen Verwaltung. Auch die 
Diskussionen um Verwaltungs-
struktur- und Funktionsreformen 
sowie die Privatisierung staatlicher 
Aufgaben können nicht mehr ohne 
Berücksichtigung elektronischer 
Verfahrensabwicklung geführt 
werden. Aufgabenkritik ist mit 
Prozessoptimierung und der Frage 
zu verbinden, ob und wie die ver-
bleibenden Aufgaben unter Nut-
zung moderner Informationstech-
nologien ressourcensparender und 
effektiver wahrgenommen werden 
können. Schließlich erhält auch 
das verwaltungswissenschaftliche 
Konzept des One Stop Govern-
ment mit dem EAP erstmals die 
Möglichkeit, seine Praxistauglich-
keit bundesweit unter Beweis zu 
stellen. Dass dabei unterschiedli-
che Konzepte und Umsetzungsmo-
delle gewählt werden, mag zwar 
aus Sicht der Entscheidungsträger 
zu bedauern sein, aus Sicht der 
Verwaltungswissenschaft bietet 
dieser Umstand die Chance, in 
einem Wettbewerb die optimale 
Lösung im Sinne eines Learning by 
Doing zu finden.
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